VORTRAG
gehalten von Herrn Rechtsanwalt Dr. Erich Schwarz, 

5020 Salzburg, anlässlich der Fachgruppentagung des Salzburger Landesgremiums der Versicherungsagenten am 24.11.2006 im Kavalierhaus Klessheim. 
Die Vorgabe seitens des Veranstalters zum Thema lautete: 
„Die Einbeziehung der Versicherungsagenten in das Handelsvertretergesetz / gute und schlechte Klauseln in Agenturverträgen.“

I) Historischer Rückblick:
Ende des 19. Jahrhunderts noch während der k.u.k. Österreichisch-Ungarischen Monarchie bestand die Absicht des Gesetzgebers, sowohl für den Handelsstand den Versicherungsagenten als auch für denjenigen der Handelsvertreter ein eignes Gesetz zu schaffen. 

Es kam dann erst 1921 zur Verabschiedung des Gesetzes betreffend die Handelsvertreter, also das Handelsagentengesetz 1921. 

Aus nicht näher nachvollziehbaren Gründen wurde das beabsichtigte Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Versicherungsagenten nicht erlassen. 

Da ursprünglich für beide Berufsgruppen – wie bereits ausgeführt – gesonderte Gesetze geplant waren, sah das Handelsagentengesetz 1921 eine besondere Bestimmung vor, wonach dieses Gesetz nicht für die Rechtsverhältnisse der Versicherungsagenten zu gelten hatte. 

Die Versicherungsagenten befanden sich daher, obwohl ihre Tätigkeit grundsätzlich mit der Tätigkeit der Handelsagenten vergleichbar war, in der Situation, dass abgesehen von einzelnen Regelungen in anderen Gesetzen, z.B. Versicherungsvertragsgesetz oder Gewerbeordnung, etc. eine ausdrückliche Regelung ihres Vertragsverhältnisses zu den Versicherungsunternehmungen (VU) nicht erfolgte. 

Insbesondere allfällige Entschädigungen bei Vertragsbeendigung waren nirgendwo geregelt. 

In Ausführung der diesbezüglichen EU-Handelsvertreter-Richtlinie 1986 wurde sodann in Österreich das Handelsvertretergesetz 1993 vom Nationalrat verabschiedet, welches wiederum in dessen § 28 darauf hinwies, dass es keine Anwendung zu finden habe, auf die Vermittlung und den Abschluss von Versicherungsgeschäften. 

Die Versicherungsagenten befanden sich daher nach wie vor mehr oder weniger im rechtfreien Raum. 

Diesem Zustand wurde dann im Jahr 2002 teilweise abgeholfen, indem die Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes entgegen der gesetzlichen Vorschrift dennoch festhielt, dass jedenfalls die Bestimmungen über den Ausgleichsanspruch (§ 24 HVertrG 93) auch auf die Versicherungsagenten anzuwenden sind, darüber hinaus auch die zwingenden Bestimmungen dieses Gesetzes. 

Dennoch war dies ein rechtlich höchst unbefriedigender Zustand, weshalb sich der Gesetzgeber am 24.5.2006 aufraffte und im Nationalrat beschloss, dass das Handelsvertretergesetz 1993 mit einigen Änderungen auch für die Verhältnisse der Versicherungsvertreter zu gelten habe. 

Dieses geänderte Handelsvertretergesetz wurde mit Bundesgesetzblatt 103/2006 mit Wirkung zum 1.7.2006 verabschiedet. 

II. Das Handelsvertretergesetz in der Fassung 2006 samt spezifischen Bestimmungen für die Versicherungsagenten:

Die für Versicherungsagenten (VA) im speziellen geltenden Vorschriften wurden in § 26 lit.a bis lit.d des Gesetzes geregelt. 
§ 26a stellt fest, dass die Bestimmungen des Handelsvertretergesetzes auch auf die Vermittlung und den Abschluss von Versicherungsverträgen durch Versicherungsvertreter (Versicherungsagenten) Anwendung zu finden habe, soweit sie nicht durch die weiteren Bestimmungen des § 26 abgeändert werden. 

Das Gesetz ermöglicht auch gemäß § 1 nunmehr offiziell die Bezeichnung der Handelsvertreter als Handelsagenten (HA) und analog die Bezeichnung der Versicherungsvertreter als Versicherungsagenten (VA). 

Da das durch die Novellierung angepasste Handelsvertretergesetz 1993 grundsätzlich mit einigen Ausnahmen in vollem Umfange auch für die VA anzuwenden ist, gehe ich im folgenden die wichtigsten Bestimmungen des Handelsvertretergesetzes durch, soweit sie auch für Versicherungsagenten von Bedeutung sind, Bestimmungen von untergeordneter Bedeutung übergehe ich im Rahmen dieses Vortrages, sie können diese jedoch – falls Interesse besteht – aus dem Gesetzestext nachlesen werden.
Vertragsurkunde:
§ 4 HVertrG 93 regelt die Berechtigung und Verpflichtung sowohl der Versicherungsunternehmung (VU) als auch des Versicherungsagenten (VA) eine schriftliche Vertragsurkunde auszufertigen, aus der der Inhalt des in diesem Fall offenbar mündlich abgeschlossenen Vertrages ersichtlich ist. 
Pflichten des Handelsvertreters:
§ 5 HVertrG 93 hält generell die Pflichten des Handelsvertreters fest dahingehend, dass dieser mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns die Interessen der VU wahrzunehmen hat. 

Die Rechtsprechung subsumiert in diese allgemeine Verpflichtung des Handelsvertreters und daher auch für den VA die Verpflichtung zur Unterlassung jeglicher Konkurrenztätigkeit. Demnach ist zu beachten, dass der VA bei Aufnahme einer Tätigkeit für eine weitere Versicherungsunternehmung, insbesondere mit konkurrierenden Produkten, die Zustimmungen der bisher vertretenen Versicherungsunternehmungen einzuholen hat, da ansonsten ein Grund für die fristlose Vertragsbeendigung für die VU besteht, mit den negativen Folgen des Verlustes bestimmter Rechte. 

Provision:
Die bisherige Regelung des § 8 Abs. 3 und Abs. 4, wonach der Handelsvertreter einen Provisionsanspruch auch für derartige Geschäfte hatte, die ohne seine unmittelbare Mitwirkung mit der von ihm zugeführten Kundschaft und dem Unternehmer abgeschlossen worden waren bzw. der Anspruch des Handelsvertreters auf eine Gebietsprovision (Alleinvertretung, etc.) wurde durch die Bestimmung des § 26 Abs. 1 für Versicherungsagenten ausgeschlossen. 
Demnach hat der Versicherungsagent, der einen neuen Kunden und einen neuen Vertrag vermittelt, hinsichtlich allfälliger weiterer Geschäfte dieses Kunden die dieser selbst mit der Versicherungsunternehmung tätigt, keinen weiteren Provisionsanspruch. 

Auch die Bestimmungen über die sogenannte Bezirksprovision sind für den Versicherungsagenten nicht anzuwenden. 

Festzuhalten ist, dass es sich bei dieser Bestimmung des § 26 lit.b nicht um eine zwingende Bestimmung handelt, sie kann im Agenturvertrag auch anders geregelt werden. 

Entstehen des Provisionsanspruchs:

Die bisherige Regelung in § 9 des Handelsvertretergesetz wird für die Versicherungsagenten im § 26 lit.b Abs. 2 wie folgt abgeändert:
Der Anspruch auf Provision wird mit der Rechtswirksamkeit des vermittelten Geschäftes wenn und soweit fällig, als der Versicherungsnehmer die geschuldete Prämie bezahlt hat. 

Wenn der Versicherer gerechtfertigt Gründe für eine Beendigung des Versicherungsvertrages oder eine betragsmäßige Herabsetzung der Versicherungsprämie hat, entfällt bzw. vermindert sich der Provisionsanspruch. 

Ungeregelt bleibt nach dieser Bestimmung des § 26 lit.b Abs. 2, ob im Sinne des bisherigen § 9 Abs. 3 HVertrG der Versicherer alle zumutbaren Schritte unternehmen muss, um den VN zur Prämienleistung zu veranlassen, etc. 

In diesem Zusammenhang ist auch an dieser Stelle die ebenfalls neue Bestimmung des § 26 lit.b Abs. 3 zu behandeln, in der auf die Bestimmungen der §§ 6 Abs. 5 und 30 Abs. 3 Maklergesetz als anzuwenden hingewiesen wird.

Nach der Bestimmung des § 6 Abs. 5 Maklergesetz wird zunächst festgehalten, dass der Auftraggeber, hier die Versicherungsunternehmung, für ein vermitteltes Geschäft auch wenn mehrere Makler hier VA tätig waren, die Provision nur einmal schuldet. 

Für den Fall der Beteiligung mehrerer Makler ist die Provision nach der jeweiligen Verdienstlichkeit des Maklers, hier des Versicherungsagenten, aufzuteilen. 

Der neue Gesetzestext in § 26 lit.b Abs. 3, dürfte einen gravierenden Fehler insofern aufweisen, als hier „das Rechtsverhältnis der Versicherungsvertreter untereinander sowie zum Versicherungsnehmer“ geregelt werden soll. 

Da der Versicherungsagent gegenüber dem Versicherungsnehmer mit Sicherheit keinen Provisionsanspruch hat, muss diese gesetzliche Bestimmung als falsch angesehen werden. 

Denkbar ist, dass der Gesetzgeber hier den Begriff Versicherungsnehmer mit Versicherungsmakler vertauscht hat, nur diese Version würde Anspruch auf Sinnhaftigkeit erfüllen. 

Der Verweis auf § 30 Abs. 3 Maklergesetz dient der Definition der überwiegenden Verdienstlichkeit „die nämlich zunächst bei dem Versicherungsmakler, hier Versicherungsagent, vorliegt, der den vom Versicherungskunden unterfertigten Antrag an den Versicherer weitergeleitet hat. 

Abrechnung der Provision:

Während § 14 HVertrG 93 für den Handelsvertreter anders lautende Vorschriften hinsichtlich des Zeitpunktes der Abrechnung des Provisionsanspruches vorsieht, regelt die für den VA spezielle Bestimmung des § 26 lit.b Abs. 4 dahingehend, dass die Abrechnung der Provisionsansprüche durch den Versicherer längstens 1 Monat nach der Entstehung des Provisionsanspruchs zu erfolgen hat. Dieser entsteht, wie bereits ausgeführt, mit der Bezahlung durch den Versicherungskunden. 

Die Fälligkeit der Provision ist mit dem Tag gegeben, in dem die Abrechnung erfolgt oder spätestens zu erfolgen hat. 

Rechnet der Versicherer daher früher ab, so tritt die Fälligkeit der Provision auch früher ein. 

Unberührt bleibt die bisherige Bestimmung des § 14 Abs. 2, wonach nunmehr auch der VA einen Vorschuss auf seine Provisionen verlangen kann. 

Buchauszug und Büchereinsicht:

Auf die Bestimmung des nunmehr auch für den VA geltenden § 16 HVertG 93 sei kurz hingewiesen. 

Diese zwingende, daher nicht abdingbare Bestimmung gibt dem VA das Recht, jederzeit während des Vertrages aber auch danach einen Buchauszug über die gesamten Provisionsgrundlagen während der gesamten Vertragsdauer detailliert zu fordern. 

Dieser Buchauszug hat in detaillierter und übersichtlicher Weise alle Geschäfte zu enthalten, die vom VA vermittelt wurden. 

Wenn der Buchauszug unrichtig oder unvollständig ist, kann sogar mit dem Rechtsbehelf der Bucheinsicht durch Sachverständige, etc. vorgegangen werden. 

Verjährung:

Alle Ansprüche aus dem Vertragsverhältnis verjähren in 3 Jahren, wobei bereits jetzt auf eine Besonderheit hinzuweisen ist, nämlich dass der Ausgleichsanspruch innerhalb eines Jahres ab Beendigung des Vertrages anzumelden ist, ansonsten er verwirkt ist. 

Kündigung:

Das HVertrG 93 sieht in § 21 eine gestaffelte Kündigungsfrist je nach Dauer des Vertrages von einem bis zu sechs Monaten vor. 
Diese Bestimmung ist zwingend und darf nicht durch Vereinbarung kürzerer Fristen umgangen werden. Grundsätzlich ist an dieser Stelle auszuführen, dass die Einbeziehung des VA in den Geltungsbereich des HVertrG 93 schon deshalb außerordentlich begrüßenswert ist, insofern, als dieses Gesetz ja ein Schutzgesetz zugunsten des Handelsvertreters und nunmehr des Versicherungsagenten darstellt. 

Vorzeitige Auflösung:

Aus wichtigen Gründen kann der Vertrag beiderseits fristlos und vorzeitig aufgelöst werden, von der VU insbesondere z.B. bei Vertrauensunwürdigkeit, bei Untätigkeit oder bei Konkurseröffnung über das Vermögen des VA. 

Der VA seinerseits kann den Vertrag vorzeitig auflösen, insbesondere bei Vorenthalten der zustehenden Provisionen, etc.
Falls einer der Vertragsteile ungerechtfertigt das Vertragsverhältnis vorzeitig oder fristlos beendet, gebührt dem anderen Teil der Ersatz des dadurch entstehenden Schadens. 

Konkurrenzklausel:

Wichtig ist, die zwingende Bestimmung des § 25 HVertrG 93, wonach eine Beschränkung der Erwerbstätigkeit des VA für die Zeit nach Vertragsbeendigung unzulässig ist. 

Dies heißt unter anderem auch, unter Bezugnahme auf eine von mir unlängst herbeigeführte oberstgerichtliche Entscheidung, dass die Versicherungsunternehmung dem bisherigen VA nach Vertragsbeendigung nicht verbieten kann, seine bislang betreuten Kunden nunmehr auch als VA einer anderen VU zu kontaktieren und zu betreuen oder die ihm bekannten Daten der Kunden zu verwenden, es sei denn, er habe sich diese Daten auf wettbewerbswidrige Weise verschafft. 

Folgeprovision (§ 26 lit. c):

Nunmehr wird zu den Bestimmungen des § 26 lit.c des novellierten Handelsvertretergesetzes 93 Stellung genommen und diese Bestimmung dargestellt, welche dem Gesetz neu eingefügt wurde. 

Gemäß § 26 lit.c Abs. 1 gebühren dem VA auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses Provisionen aus den von ihm vermittelten oder wesentlich erweiterten Versicherungsverträgen (Folgeprovisionen), und zwar solange und soweit, als der Versicherungsnehmer die geschuldete Prämie weiter zahlt oder weiter hätte zahlen müssen. 

Wenn der Versicherer aus gerechtfertigten Gründen den Versicherungsvertrag beendet oder die Versicherungsprämie herabsetzt, entfällt bzw. mindert sich der Anspruch auf Folgeprovision entsprechend. 

Hier verweist das Gesetz auf § 24 Abs. 3, demnach verliert allerdings der VA diesen Anspruch auf Folgeprovisionen, wenn er selbst ohne zwingende auf Seiten des Versicherers bestehende Gründe den Vertrag beendet. 

An dieser Stelle ist vorgreifend auf die weitere Bestimmung des § 26 lit.d  
AUSGLEICHSANSPRUCH DES VERSICHERUNGSVERTRETERS

hinzuweisen, dass dann wenn dem VA kein Anspruch auf Folgeprovision zusteht – beispielsweise wenn dies im Vertrag ausgeschlossen wird -, dass in diesem Fall der VA einen Ausgleichsanspruch gemäß § 24 HVertrG 93 hat, also denjenigen Anspruch, den auch bisher schon der Handelsvertreter hatte, wobei als Voraussetzung nicht die Zuführung neuer Kunden, etc. festgesetzt wird, sondern die Vermittlung neuer Versicherungsverträge oder die wesentliche Erweiterung bestehender Verträge.

Im Artikel Michael Nocker, ecolex Juli 2006, Seite 559, vertritt dieser die Meinung, es handle sich bei den Folgeprovisionen des § 26 lit.c nur um eine Variante des § 8 Abs. 2 und damit im Zusammenhang um die dort von der Rechtsprechung angenommen sogenannten „Überhangprovisionen“. Die Gleichsetzung des Begriffes „Überhangprovisionen“ mit dem Begriff „Folgeprovisionen“ erscheint meiner Meinung nach nicht zutreffend, da die Überhangprovision im handelsvertreterrechtlichen Bereich lediglich dann anfällt, wenn ein vom Handelsvertreter vermitteltes Geschäft erst nach Vertragsbeendigung ausgeführt wird und daher auch nach Vertragsbeendigung erst die Provision anfällt. 
Nur in diesem Sinne versteht der OGH den Begriff „Überhangsprovision“ (siehe 6 Ob 170/02x). 

Nach eigener Meinung bezieht sich der Begriff der Folgeprovision im Sinne des § 26 Abs. 1 auf die versicherungsrechtlich spezifischen Provisionen, die bei weiteren Zahlungen anfallender Prämien über die Jahre hinaus anfallen, dies im Gegensatz zur sogenannten „Abschlussprovision“.

Demnach meint der Begriff „Folgeprovision“ etwas ganz anderes als der bisherige handelsvertreterrechtliche Begriff der „Überhangprovision“.

Betreuungsprovision:

Im § 26 lit.c Abs. 2 regelt das Gesetz nunmehr die sogenannte Betreuungsprovision und setzt gleichzeitig fest, dass diese im Gegensatz zur oben geregelten Folgeprovision nach Beendigung des Vertrages nicht weiter bezahlt werden muss. 

In Abs. 3 sieht das Gesetz vor, dass die Höhe der Betreuungsprovision schriftlich zu vereinbaren ist, trifft dies nicht zu, so gilt eine angemessene Provision als vereinbart. 

Problematisch ist diese Bestimmung insofern, als bei nicht schriftlicher Vereinbarung der Höhe der Betreuungsprovision die Aufteilung der bezahlten und zustehenden Provisionen in Folgeprovisionen und Betreuungsprovisionen mehr oder weniger willkürlich ist. 

Abschlagszahlung bei Folgeprovisionen !:

Im § 26 lit.c Abs. 4 führt der Gesetzgeber nunmehr ein, die Berechtigung der VU den Anspruch auf Folgeprovisionen durch eine Abschlagszahlung abzugelten. 

Diese Bestimmung sowie auch die sonstigen Bestimmungen des § 26 lit. c sind nur auf Versicherungsagenturverträge anzuwenden, die nach dem 31.12.2006 abgeschlossen werden. 

Sämtliche Bestimmungen des § 26 lit.c, also diejenigen über Folgeprovisionen, Betreuungsprovisionen und deren Abschlagszahlung, sind nicht zwingend und können daher vertraglich abgedungen werden. 

In diesem Fall tritt dann die bereits behandelte Bestimmung des § 26 lit. d, welche zwingend ist, in Kraft, wonach ein Ausgleichsanspruch gemäß § 24 HVertrG 93 zusteht. 

Zu diesem Anspruch noch ergänzend an dieser Stelle sei ausgeführt, dass grundsätzlich die Höhe des Anspruchs nach oben zu mit einer Jahresdurchschnittsprovision, berechnet nach dem Durchschnitt der letzten 5 Vertragsjahre, zusteht. 

Soweit die durchaus komplizierten und teilweise meiner Meinung nach widersprüchlichen Bestimmung des neuen Handelsvertretergesetzes 93 in der Fassung 2006, wobei die Klärung einzelner Fragen der Rechtsprechung der kommenden Jahre vorbehalten ist. 

Wunschgemäß erlaube ich mir noch einige Ausführungen zum Thema 

„Vertragsklauseln in Versicherungsagenturverträgen“:

Grundsätzlich ist vorauszuschicken, dass bei Abschluss eines Agenturvertrages mit einer Versicherungsunternehmung, soferne es sich um Verträge von einiger wirtschaftlicher Bedeutung handelt, anzuraten ist, diese vom Gremium der Versicherungsagenten oder in Spezialfällen auch durch mich, überprüfen zu lassen. 

Immer wieder können nämlich Formulierungen in Agenturverträgen festgestellt werden, die höchst einseitig zu Lasten des VA gehen: 

So wurden von mir in Agenturverträgen namhafter Versicherungsunternehmungen Bestimmungen gefunden, wonach die Versicherungsanstalt einseitig berechtigt ist, einzelne Vertragsbestandsteile nachträglich wieder abzuändern, wobei der Nachweis der Absendung an den Agenten ausreicht. 

Die neuen Vertragsbestandteile treten dann innerhalb von einem Monat nach Erhalt durch den Agenten in Kraft, soferne dieser nicht innerhalb eines Monats schriftliche Vorbehalte detailliert anmeldet. 
Im Lichte der wirtschaftlichen Machtverhältnisse kommt dies letztlich darauf hinaus, dass die VU völlig einseitig die ausgehandelten Verträge wiederum ändern kann. 

Eine andere von mir aufgefundene Bestimmung in einem Agenturvertrag lautet dahingehend, dass es der VU möglich ist, den Vertrag dann fristlos aufzulösen, wenn der VA seinen vertraglichen Verpflichtungen trotzt schriftlicher Aufforderung und angemessener Frist zur Beseitigung nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

Die nach der Rechtsprechung geforderte Einschränkung der fristlosen Vertragsbeendigung auf wichtige Gründe wird hier nicht beachtet. 

In einem anderen Generalagenturvertrag einer sehr namhaften österreichischen Versicherungsunternehmung finden sich beispielsweise folgende Vertragsbestandteile: 

„Die Provisionsbestimmungen des HVertrG 93 finden keine, auch nicht subsidiäre, Anwendung“.

Im Lichte der von mir eingangs geschilderten Rechtsprechung und insbesondere in Anbetracht des nunmehr neuen Gesetzes kann diese Bestimmung des Vertrages sicherlich nicht ernst genommen werden. 

Sehr häufig findet man sehr kurze Kündigungsfristen z.B. von einem Monat, die bei längerer Vertragsdauer gesetzwidrig sind. 

Im erwähnten Agenturvertrag findet sich auch eine Bestimmung, wonach bei Beendigung des Vertrages die Ansprüche hinsichtlich aller Provisionen aus den vermittelten Verträgen erlöschen, soferne sie nicht vor Beendigung des Vertragsverhältnisses fällig geworden sind. 

Auch diese Bestimmung die vordergründig auf das Abdingen von Folgeprovisionen nach Vertragsbeendigung hinzielt ist insofern unstatthaft, als hier Provisionsansprüche hinsichtlich von vermittelten Verträgen während aufrechten Bestandes des Vertrages verweigert werden. 

Weiters regelt der entsprechende Vertrag, dass zwar in bestimmten Fällen ein Ausgleichsanspruch besteht, nicht jedoch im Falle der einvernehmlichen Vertragsbeendigung. 

Die ist sicherlich gesetzwidrig – siehe § 24 HVertrG 93 - .

Schließlich finden Sie in vielen Verträgen Bestimmungen über die Berechnung des zugestandenen Ausgleichsanspruches. 

In einem Agenturvertrag ebenfalls einer der größten österr. Versicherungsunternehmungen wird hier ein sehr komplizierter mathematischer Berechnungsprozess für den Ausgleichsanspruch vorgegeben, der – wenn man ihn mit verschiedenen spezifischen Daten durchrechnet – immer das Ergebnis eines Ausgleichsanspruches gleich Null ergibt. 

Selbstverständlich sind diese als bösartig zu bezeichnenden Bestimmungen insoferne unschädlich, als sie den zwingenden gesetzlichen Bestimmungen widersprechen. 
Dennoch sind sie insoferne von Wirksamkeit als sie beim betroffenen VA die Schwelle zur gerichtlichen Geltendmachung seiner Ansprüche erhöhen. 

Die Liste derartig skurriler Vertragsbestandteile im spezifischen Zusammenhang ließe sich beliebig weiter fortsetzen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
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